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Für einmal gehe es nicht um Schön-
heit und er werde auch niemandem
ein Krönchen aufsetzten, sagte Regie-
rungsrat Peter Gomm in seiner Fest-
rede an der gestrigen Verleihung des
Sozialpreises im Landhaus. Vielmehr
solle der Preis an Menschen gehen,
die sich nicht in erster Linie um ein
perfektes Äusseres kümmern, son-
dern um das, was darin steckt. «Sich
mit Herzblut für einen guten Zweck
zu engagieren ist ausserordentlich,
verdient grosses Lob und uneinge-
schränkte Anerkennung», betonte
Gomm. So hätten auch alle Nomi-
nierten den Preis verdient.

Mit viel Herz und Begeisterung
Eine Auswahl musste die zehnköp-

fige Jury dennoch treffen. Eingegan-
gen waren 63 Eingaben, vier davon
wurden als Anwärter für den Preis
von 20 000 Franken nominiert. Mit
dem 5. Sozialpreis des Kantons wur-
de schliesslich «Das andere Lager»
ausgezeichnet, ein Sportlager für 50
behinderte und ebenso viele nicht
behinderte Jugendliche aus dem Kan-
ton. Der Verein, der dieses Jahr sein

20-jähriges Jubiläum feiert, engagiert
sich unter dem Motto «Die Stärkeren
helfen den Schwächeren». Stellver-
tretend für den Verein nahm Bruno
Huber den Preis in Empfang. «Es ist
mir eine grosse Ehre», bedankte er
sich. Über 1500 Stunden wendeten
die sechs Mitglieder jährlich zur Vor-
bereitung des Lagers auf – und das
mit viel Herz und einer Riesenbegeis-
terung, so Huber. «Vom Preisgeld
werden wir alle Teilnehmer des
nächsten Lagers etwas spüren las-
sen.»

Im Mai dieses Jahres fand «Das an-
dere Lager» zum 20. Mal statt. «Seit
seiner Premiere war das Lager ein
Riesenerfolg, und daran hat sich bis
heute nichts geändert», meinte Jury-
mitglied Roland Fürst. In durch-
mischten Gruppen haben die jugend-
lichen Lagerteilnehmer die Gelegen-
heit, zusammen mit qualifizierten

Helfern verschiedene Sportarten aus-
zuprobieren. Es handelt sich um das
grösste Integrationsprojekt auf frei-
williger Basis im Kanton: Das Lager
steht nicht nur im Zeichen der Integ-
ration zwischen Menschen mit und
ohne Behinderung, sondern auch
zwischen Schweizern und Auslän-
dern aus bis zu 14 Nationen.

Hugo Fasel als Festredner
Mit leeren Händen gingen auch

die anderen Nominierten nicht aus.
Sie erhielten einen Anerkennungs-
preis von je 5000 Franken. Es handelt
sich um die Elektro Apparatebau AG
Olten, die Chlausezunft Wangen bei
Olten und den Freizeit- und Bildungs-
klub Thal-Gäu.

Zum Schluss betonte Festreferent
Hugo Fasel, Direktor Caritas Schweiz,
die Wichtigkeit von sozialem Enga-
gement: Weil man ein Land nicht wie
einen Betrieb führen könne, brauche
es unentgeltliche Investitionen zur
Integration von Randgruppen.
«Wenn wir eine stabile Gesellschaft
wollen, müssen wir dafür sorgen,
dass alle einen Platz haben.» Er be-
dankte sich beim Kanton dafür, die-
sen Einsatz sichtbar zu machen.

VON RAFFAELA KUNZ

Sozialpreis «Das andere Lager» wird für Integrationsarbeit gewürdigt

Mit Herzblut für guten Zweck

«In einer stabilen Ge-
sellschaft müssen alle
einen Platz haben.»
Hugo Fasel, Direktor Caritas

Regierungsrat Peter Gomm (l.) überreicht Bruno Huber und Sylvia Sailer von «Das andere Lager» den Sozi-
alpreis. Kuno Tschumi, Präsident der Jury, hält die Urkunde bereit. HANSJÖRG SAHLI

■ DASS DIE
SCHWEIZ über ein
hervorragend ausge-
bautes Strassen-
und Schienennetz
verfügt, ist bekannt.
Es ist tatsächlich so
gut, dass es allmäh-
lich zum Problem

wird. Leider reagiert die Politik mit
Symptom- statt Ursachenbekämp-
fung. Sobald irgendwo ein Kapazi-
tätsengpass geortet wird, fordert
man Ausbaumassnahmen zur Ent-
lastung. Der Engpass wird damit le-
diglich auf andere Streckenab-
schnitte verlagert. Das eigentliche
Problem bleibt bestehen. Es sind
der steigende Drang nach Mobilität
und das Bevölkerungswachstum,
welche unsere Netze zum Kollabie-
ren bringen.

DIE LÖSUNG läge auf der Hand: Mo-
bilität ist zu billig, viel zu billig. Die
Nachfrage ist gross, das Angebot zu
klein. Eine marktwirtschaftliche
Selbstregulierung kann es nicht ge-
ben, da das Verkehrsnetz ein öffent-
liches Gut ist. Geld, um die giganti-
schen Kosten zu finanzieren, scheint

vorhanden zu sein. Eben erst forder-
ten die SBB weitere 5,7 Milliarden,
um unter anderem die Fahrzeit auf
der Strecke Zürich-Bern noch einmal
um 11 Minuten zu verkürzen. Hinter
den Nutzen lassen sich zumindest
Fragezeichen setzen. Die ständige
Kapazitätserweiterung bewirkt doch
nur, dass noch mehr Verkehr ange-
zogen wird und alte durch neue Eng-
pässe ersetzt werden. Der Teufels-
kreis nimmt seinen unheilvollen
Gang und unsere Gesellschaft tut das
ihrige dazu. Zahlen belegen es: Wa-
ren 1960 noch gerade 23 Prozent der
Erwerbstätigen Pendler, so stieg die-
ser Anteil im letzten Jahrzehnt auf

über 90 Prozent. Da der Pendlerver-
kehr gerade mal einen Fünftel des
Verkehrsvolumens ausmacht, wäre
das noch gar nicht allzu tragisch.
Wirklich bedenklich ist, dass die
Hälfte des Verkehrs Freizeitverkehr
ist!

VOR WENIGEN TAGEN thematisier-
te diese Zeitung die Probleme des
zusammenwachsenden Mittellands.
Der soziale Lebensraum (Wohnort,
Arbeitsort, Freizeit, etc.) wird stän-
dig grösser. Abhilfe schaffen könnte
nur eine massive Verteuerung lan-
ger respektive attraktiver Strecken.
Möglich wäre dies durch ein Sys-
tem, wie es die Niederlande ab 2012
einführen wollen. Dort wird die Mo-
torfahrzeugsteuer abgeschafft und
jedes Auto mit einem GPS-System
ausgerüstet, das die gefahrenen Ki-
lometer misst. Entsprechend den
zurückgelegten Distanzen wird
Rechnung gestellt. Um die Entvölke-
rung abgelegener Gebiete zu ver-
hindern, müssten hierzulande at-
traktivere Strecken stärker besteu-
ert werden als unattraktive; die Be-
nützung der A1 müsste teurer sein
als diejenige der Balmbergstrasse.
Gleichzeitig müssten im öffentli-
chen Verkehr kurze Strecken und
Reisen zu Randzeiten stark verbil-
ligt, der Fernverkehr und Reisen zu
Stosszeiten hingegen stark verteu-
ert werden. Lenkungsunwirksame
Pauschaltarife wie das GA oder die
Autobahnvignette gehörten abge-
schafft. Transparenz wäre alles.

EIN ROAD PRICING für die ganze
Schweiz entstünde; ein Bonus-Ma-
lus-System zur Entlastung überbean-
spruchter Verkehrswege. Die wieder
in der Schublade verschwundenen
Ideen der SBB, Zugfahrten zu Stoss-
zeiten zu verteuern, ist der richtige
Ansatz. Meiner Meinung nach könn-
te so viel gegen die Zersiedelung, die
Agglomerierung und gegen die Res-
sourcenverschwendung in unserem
Land beigetragen werden. Salonfähig
werden diese Pläne allerdings erst,
wenn der Leidensdruck genügend
gross sein wird.

Mobilität ist zu billig –
viel zu billig

* Charlie Schmid, Solothurn,
Fraktionssekretär und Wahlkampfleiter
FDP.Die Liberalen Kanton Solothurn

Gastbeitrag zum Schienen- und dem Strassennetz

«Eine marktwirtschaftli-
che Selbstregulierung
kann es nicht geben, da
das Verkehrsnetz ein öf-
fentliches Gut ist.»

VON CHARLIE SCHMID*

Ergänzend zu einem überparteili-
chen Vorstoss, der im Kantonsrat
hängig ist und eine Senkung des
Steuerfusses um 10 Prozentpunkte
fordert, startet die kantonale SVP
heute Freitag die Unterschriften-
sammlung für eine Volksinitiative
«Weniger Steuern für alle». Grund:
Obwohl die SVP den Vorstoss im Kan-
tonsrat unterstützen wird, glaubt sie
laut einer gestern verschickten Medi-
enmitteilung nicht mehr daran, dass
die Bürgerlichen dem Auftrag nach
den Nationalratswahlen zum Durch-
bruch verhelfen. «Zudem geht uns
der kantonsrätliche Vorstoss zu we-
nig weit, beinhaltet er doch eine Be-
fristung für nur ein Jahr.»

«Sozial gerechter» Rabatt
Die SVP will eine dauerhafte Steu-

ersenkung. Sie präsentiert einen Vor-
schlag, der den Steuerfuss des Kan-
tons bei 104 Prozent belässt. Neu soll
es am Schluss der definitiven Steuer-

rechnung, die jede natürliche Person
jährlich erhält, einfach noch einen
Rabatt von 15 Prozent geben. Damit
dieser Rabatt laut SVP sozial gerecht

eingesetzt wird, soll er für steuerbare
Einkommen bis 75 000 Franken 15
Prozent betragen, bis 125  000 Fran-

ken sinkt der Rabatt linear degressiv
von 15 auf 10 Prozent und über
125 000 Franken steuerbarem Ein-
kommen beträgt er noch 10 Prozent.

Prozentzahlen sind nur «Beispiel»
Die von der SVP vorgeschlagenen

Prozentzahlen sind aber nicht in
Stein gemeisselt: Die Volksinitiative
ist nämlich in Form einer Anregung
formuliert. Die genannten Prozente
sind im Initiativtext explizit nur als
«zum Beispiel» bezeichnet. Regierung
und Kantonsrat müssten die Umset-
zung in Verfassung oder Gesetz
selbst formulieren. Die über eine
Volksinitiative lancierte Steuersen-
kung könnte somit auch erst in ein
paar Jahren in Kraft treten.

Die SVP bezeichnet den Rabatt als
eine einfache Lösung, die ohne büro-
kratischen Aufwand umgesetzt wer-
den kann. «Es braucht bei der Steuer-
rechnung nur eine Zeile mehr mit
dem Abzug des Rabatts.» Und wie soll
der Kanton seine Steuerausfälle kom-
pensieren? «Ohne neue Schulden zu
machen», schreibt die SVP. «Zum ei-
nen besteht im Kanton Solothurn er-
hebliches Potenzial für mehr Effizi-
enz in der Verwaltung, die in den
letzten Jahren permanent gewachsen
ist. Zum andern besteht viel Potenzi-
al zum Sparen.» (SFF, CVA)

SVP will 10 bis 15 Prozent Rabatt
Steuerdebatte Nach der Mund-
art-Initiative startet die SVP eine
zweite kantonale Volksinitiative.
Ziel ist eine dauerhafte Steuer-
senkung je nach Einkommen
um 10 bis 15 Prozent.

«Es besteht erhebliches
Potenzial für mehr Effizi-
enz in der Verwaltung.»
SVP-Medienmitteilung

Kantonsrätin Colette Adam präsi-
diert das Initiativkomitee. OM

Pflegefinanzierung Der Vorstand des
Einwohnergemeindeverbands (VSEG)
hat dem Vorschlag der Regierung zur
Neuregelung der Pflegefinanzierung
zugestimmt. Von den fünf vorgeschla-
genen Modellen favorisiert er eben-
falls jenes, das die Regierung in seiner
Botschaft an den Kantonsrat vor-
schlägt. Dieses Modell geht davon aus,
dass die Gemeinden den gleichen An-
teil wie die Krankenversicherer be-
zahlen und die Patienten 20 Prozent
des vom Bundesrates festgelegten Ta-
rifs je Pflegestufe. Daraus resultieren
Kosten von rund 100 Franken pro Ein-
wohner, die von den Gemeinden ge-
tragen werden müssen (wir berichte-
ten). Brutto resultieren für die Ge-
meinden dadurch pro Jahr 40 Mio.
Franken Mehrkosten. Da im Gegen-
zug die Gemeinden aber bei den Er-
gänzungsleistungen zur AHV um
rund 20 Mio. Franken und bei der So-
zialhilfe um rund 1 Million entlastet
werden, reduzieren sich diese Mehr-
kosten entsprechend. Weiter werden
die Gemeinden von der jährlichen In-
vestitionspflicht von brutto
12 Mio. Franken in Pflegeheime be-
freit. Wie Marcel Chatelain, Chef Amt
für soziale Sicherheit, in einem
Schreiben an die Finanzverwalter der
Einwohnergemeinden festhält, wird
sich diese Entlastung «aber nicht eins
zu eins in der Rechnung zeigen, da

sich die Investitionen nur einmal zum
Zeitpunkt der Investition manifestie-
ren». Sprich: Die vom ASO-Chef be-
rechnete Entlastung bei den Investi-
tionen ist nach Ansicht des VSEG rein
fiktiv. Die jährlichen Mehrkosten für
die Gemeinden beliefen sich demnach
nicht «nur» auf 14, sondern 26 Mio.
Franken. Trotz diesem «happigen Bro-
cken» beurteilt der VSEG den Vor-
schlag als vernünftig. Denn: Damit be-
wege sich der Kanton im Schweizeri-
schen Mittelfeld und die Betreuungs-
kosten – auch für betreuungsintensive
Pflegestufen in Zusammenhang mit
dementen Bewohnerinnen und Be-
wohnern – «entsprechen den Vorstel-
lungen der Preisüberwachung».

Tabula rasa im nächsten Jahr
Begrüsst wird vom VSEG, dass der

Regierungsrat den Verteilschlüssel
der Ergänzungsleistungen anpassen
will. Die Lastenverteilung sämtlicher
Sozialkosten zwischen den Gemein-
den und dem Kanton soll 2012 über-
prüft werden.

Die kantonsrätliche Sozial- und
Gesundheitskommission des Kan-
tonsrates hatte letzte Woche dem
vom Regierungsrat bevorzugten Mo-
dell zugestimmt. Dies aber unter
dem Vorbehalt, dass sich der VSEG
und der Regierungsrat darüber einig
werden. (MZ)

Gemeinden sind für Kostenbeteiligung


